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Mittelstandsfreundliche Gestaltung von öffentlichen Ausschreibungen 

SME-friendly organisation of public procurement 
 
Sebastian Schneider, Annika Reiff, Nadine Schlömer-Laufen 

IfM-Materialien Nr. 301 

Zusammenfassung 

Die Bundesregierung möchte die öffentliche Vergabe von Aufträgen im Zuge ihrer Novellierung 

nachhaltiger und effizienter gestalten, ohne dabei die Zugangshürden für KMU zu erhöhen. 

Unsere Analyse öffentlich verfügbarer Stellungnahmen zur Novellierung der öffentlichen 

Vergabe in Deutschland sowie eine Durchsicht der internationalen Literatur zum Thema zei-

gen, dass KMU aktuell im Vergabeprozess in nahezu jeder Phase Hemmnisse erfahren. Häu-

fig stehen diese im Zusammenhang mit den Vergabestellen oder den rechtlichen Grundlagen 

für die Vergabe. Deshalb sollten vor allem die bessere Ausstattung der Vergabestellen sowie 

eine Harmonisierung des Rechtsrahmens vorangetrieben werden. Eine größere Herausforde-

rung stellt jedoch die Vereinbarkeit der verschiedenen ausgegeben Ziele der Novellierung dar. 

Es ist zu erwarten, dass insbesondere das Ziel der nachhaltigeren Beschaffung eine negative 

Wirkung auf die Mittelstandsfreundlichkeit entfaltet. In diesem Fall wäre es eine Lösung, dass 

zunächst Maßnahmen zum Abbau der Hemmnisse für die Beteiligung der KMU umgesetzt 

werden, bevor das strategische Ziel der Nachhaltigkeit stärker priorisiert wird. 

Schlagwörter: Öffentliche Vergabe, KMU 

Abstract 

The German government would like to amend public procurement without raising the access 

barriers for SME. Our analysis of publicly available statements on the amendment of public 

procurement in Germany, as well as a review of the international literature on the subject, show 

that SME experience barriers in the procurement process at almost every stage. Often, these 

barriers are related to the contracting authorities or the legal basis. For this reason, the better 

equipment of the contracting authorities and the harmonisation of the legal framework are im-

portant measures to improve the conditions for SME in Germany. However, a more challenging 

issue is to reconcile the various objectives of the amendment. We expect that especially the 

plans to strengthen the sustainable alignment of public procurement will have a negative effect 

on SME-friendliness. In this case, on solution would be to implement the proposed measures 

to reduce barriers to SME participation before prioritising the sustainable alignment of procure-

ment more strongly. 

JEL: H57, K2, L20, M2, M38  

Keywords: public procurement, SME  
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Kurzfassung 

Wenn die öffentliche Hand Waren, Dienst- oder Bauleistungen beschaffen 
möchte, muss sie diese Aufträge i.d.R. öffentlich im Zuge eines formalen Verga-
beverfahrens ausschreiben. Die Bundesregierung hat sich im Koalitionsvertrag 
darauf geeinigt, die öffentliche Vergabe neu zu gestalten. Ziel ist es dabei, den 
Vergabeprozess schneller, effizienter und digitaler zu gestalten und die Vergabe 
zukünftig verstärkt nachhaltig (wie sozial, ökologisch und innovativ) auszurich-
ten – ohne die Zugangshürden für KMU zu erhöhen (sogenannte Mittelstands-
freundlichkeit). Die Studie untersucht, welche Hemmnisse KMU bei ihrer Betei-
ligung an öffentlichen Ausschreibungen aktuell erfahren und wie diese im Zuge 
der Novellierung gelöst werden können.  

KMU erfahren Hemmnisse in jeder Phase des Vergabeprozesses 

Sowohl die von uns ausgewerteten Stellungnahmen aus einer öffentlichen Kon-
sultation des Bundeswirtschaftsministeriums als auch die Analyse der internati-
onalen Literatur zeigen, dass KMU in jeder Phase des Vergabeprozesses 
Hemmnisse erfahren, die dazu führen können, dass sie trotz Interesse an öf-
fentlichen Aufträgen von einer Beteiligung an öffentlichen Ausschreibungen ab-
sehen. Dazu gehören fehlende Informationen und schwierige Kontaktmöglich-
keiten zur Vergabestelle, fehlende Anwenderfreundlichkeit auf den digitalen 
Plattformen, zu hohe Anforderungen der Ausschreibung sowie übermäßige Bü-
rokratie. Einige dieser Hemmnisse treten sogar in mehreren Phasen des Verga-
beprozesses auf. 

Bessere Ausstattung der Vergabestellen und Harmonisierung des Rechts-
rahmens als Lösungsansätze vordringlich 

Um die Hemmnisse für KMU zu reduzieren, gibt es eine Vielzahl an Lösungs-
möglichkeiten. Ein Teil davon lässt sich bereits jetzt umsetzen, wird jedoch oft 
seitens der Vergabestellen aufgrund knapper personeller Ressourcen nicht ge-
nutzt. Deshalb erscheint eine bessere Ausstattung der Vergabestellen zentral, 
um die Hemmnisse der KMU im Vergabeprozess abzubauen. Überdies wäre für 
die effiziente Arbeit der Vergabestellen auch eine Harmonisierung des Rechts-
rahmens hilfreich. Eine Harmonisierung hätte positive Effekte auf den gesamten 
Vergabeprozess, da z.B. Möglichkeiten für eine nutzerfreundlichere Digitalisie-
rung leichter umgesetzt werden könnten. 



 

 

IV 

Mittelstandsfreundlichkeit muss bei der Neuausrichtung stärker mitbe-
dacht werden 

Mit Blick auf die von der Bundesregierung geplante Novellierung zur Stärkung 
der nachhaltigeren und effizienteren Vergabe sind durchaus Konflikte mit dem 
Ziel der Mittelstandsfreundlichkeit zu befürchten. Insbesondere die Stärkung der 
nachhaltigen Beschaffung könnte die Hemmnisse der KMU im Vergabeprozess 
z. B. aufgrund notwendiger Nachweispflichten weiter verstärken. Es empfiehlt 
sich daher, die nachhaltigere Beschaffung in zwei Stufen umzusetzen: So soll-
ten zunächst die bestehenden Hemmnisse für die KMU beseitigt werden, bevor 
in einem zweiten Schritt die nachhaltigere Beschaffung gestärkt wird. Alternativ 
ist denkbar, bei der nachhaltigeren Ausrichtung der öffentlichen Vergabe auf 
entsprechende Nachweise zu verzichten. Dies wäre zuträglich für die Mittel-
standsfreundlichkeit, ginge allerdings zu Lasten der Rechtssicherheit. Andere 
Länder mit innovationsfreudiger öffentlicher Beschaffung zeigen jedoch, dass 
dieses Vorgehen durchaus ein funktionierendes Modell sein könnte. 
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1 Einleitung 

Die öffentliche Hand gehört in vielen Ländern der Welt zu den größten Einkäu-
fern von Waren, Dienstleistungen und Bauleistungen. Deutschland, als größte 
Volkswirtschaft Europas, hat einen der größten öffentlichen Beschaffungs-
märkte weltweit. Hier werden circa 15 % des BIP für öffentliche Beschaffungen 
ausgegeben, was schätzungsweise 500 Milliarden Euro pro Jahr oder 34 % der 
gesamten Staatsausgaben entspricht (vgl. OECD 2019).  

Die öffentlichen Aufträge müssen im Zuge eines formalen Vergabeverfahrens 
ausgeschrieben werden, das grundsätzlich allen Unternehmen offensteht. So 
soll ein fairer und transparenter Wettbewerb sichergestellt werden. Zugleich soll 
die öffentliche Hand auf diese Weise ein Angebot mit einem guten Preis-Leis-
tungs-Verhältnis erhalten. Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) können sich 
jedoch nicht im gleichen Umfang um öffentliche Aufträge bewerben wie Groß-
unternehmen, weil letztere strukturelle Vorteile gegenüber den KMU haben: Sie 
sind per se größer und meist auch länger am Markt etabliert (vgl. Welter et al. 
2015). Demzufolge verfügen sie über mehr personelle und finanzielle Ressour-
cen als KMU (vgl. z.B. Schlepphorst et al. 2023; Holz et al. 2019). So haben sie 
– im Gegensatz zu den KMU – Fachabteilungen, die sich mit den bürokratischen 
Vorgaben im Vergabeprozess und deren Umsetzung regelmäßig beschäftigen 
und die Vorgaben entsprechend schnell und effizient bearbeiten können (vgl. 
Holz et al. 2019; Welter et al. 2016). Deutliche Vorteile gegenüber den KMU 
haben sie aber auch, wenn öffentliche Aufträge besonders groß sind oder öf-
fentliche Projekte größtenteils seitens der Bieter vorfinanziert werden müssen. 
Auch ihre Etabliertheit ist von Vorteil im Vergabeprozess, insbesondere, wenn 
z.B. einschlägige Referenzen gefordert werden. 

Um diese Nachteile für KMU auszugleichen, gilt der Grundsatz der Mittelstands-
freundlichkeit1 im Vergaberecht. Demnach sind "[m]ittelständische Interessen 
[…] bei der Vergabe öffentlicher Aufträge vornehmlich zu berücksichtigen" (§ 97 
Abs. 4 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB); ähnlich auch in § 2 
Abs. 4 UVgO). Dies soll gemäß § 97 Abs. 4 GWB unter anderem über die 

 

1  Im Kontext der öffentlichen Vergabe sind unter "Mittelstand" insbesondere kleinere und 
mittlere Unternehmen (KMU) zu verstehen. Denn mit dem Grundsatz der Mittelstands-
freundlichkeit soll vor allem die Beteiligung von kleineren und mittleren Unternehmen ge-
fördert werden und weniger die Beteiligung von mittelständischen im Sinne von eigner- und 
familiengeführten Unternehmen (vgl. Haunschild et al. 2007). Deshalb werden KMU und 
Mittelstand in dieser Studie als Synonyme verwendet. 
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Aufteilung der Aufträge in kleinere Lose ermöglicht werden, wodurch die 
Schwelle abgesenkt und die Möglichkeit von KMU verbessert wird, sich an 
Vergabeverfahren zu beteiligen (vgl. Röwekamp et al. 2020). Allerdings bedeu-
tet dies nicht, dass mittelständische Unternehmen bevorzugt werden dürfen 
(vgl. Naumann 2022).  

Angesichts der strukturellen Vorteile für die Großunternehmen stellt sich jedoch 
die Frage, inwieweit diese Regelungen im Vergaberecht ausreichen, um die Be-
teiligung von KMU an öffentlichen Ausschreibungen zu erhöhen. Verlässliche 
Informationen zum Umfang der KMU-Beteiligung in Deutschland gibt es erst seit 
Einführung der Vergabestatistik des Statistischen Bundesamtes im Oktober 
2020. Die Zahlen für das 2. Halbjahr 2021 zeigen, dass knapp zwei Drittel 
(64,2 %) aller öffentlichen Aufträge in Deutschland an KMU vergeben wurden 
(vgl. BMWK 2023a). Gemessen am Gesamtauftragsvolumen entfallen zwar 
rund 41 % aller Aufträge auf KMU – bezogen auf ihren Anteil am Unternehmens-
bestand von 99,3 % (vgl. IfM Bonn 2023a) ist dies jedoch als unterdurchschnitt-
lich zu bewerten. Wird jedoch ihr Anteil am gesamten in Deutschland erwirt-
schafteten Umsatz von 33,7 % (vgl. IfM Bonn 2023b) als Maßstab herangezo-
gen, dann ist ihre Beteiligung an öffentlichen Vergaben als überdurchschnittlich 
zu bezeichnen.2 Diese Daten deuten darauf hin, dass es tendenziell größere 
KMU sind, die sich um öffentliche Aufträge bemühen. An einer Unterrepräsen-
tanz von kleinen KMU im öffentlichen Auftragswesen kann es somit keinen 
Zweifel geben. Worin diese im Einzelnen begründet ist, kann die Statistik nicht 
beantworten.  

Hier setzt diese Studie an und klärt, was KMU generell hemmt, an öffentlichen 
Vergaben teilzunehmen und mittels welcher Ansätze die Hemmnisse überwun-
den werden können. Bei dieser Analyse sollen auch systematische Defizite des 
Vergabeprozesses im Hinblick auf die Mittelstandsfreundlichkeit in den Blick ge-
nommen werden. Die gewonnenen Erkenntnisse dienen als Grundlage für die 
Beantwortung der Frage, wie die Mittelstandsfreundlichkeit im Zuge der aktuell 
geplanten Neuausrichtung des deutschen Vergabesystems verbessert oder zu-
mindest auf dem bisherigen Niveau erhalten werden kann.  

 

2  Der KMU-Anteil variiert jedoch stark, je nachdem welche Ebene betrachtet wird. So liegt 
der Anteil der KMU gemessen am Auftragsvolumen auf Bundesebene bei ca. 19 %, wäh-
rend er auf kommunaler Ebene bei rund 56 % liegt (vgl. BMWK 2023a).  
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Die Studie gliedert sich wie folgt: Die Datengrundlage wird in Kapitel 2 beschrie-
ben. In Kapitel 3 wird das System der öffentlichen Vergabe in Deutschland dar-
gestellt. Die zentralen Hemmnisse bei der Beteiligung von KMU an den öffentli-
chen Vergaben werden in Kapitel 4 vorgestellt. Ebenso finden sich dort mögli-
che Ansatzpunkte zur Lösung dieser Hemmnisse. Die Studie schließt mit einem 
Fazit in Kapitel 5. 

  



 

 

4 

2 Datengrundlage 

Um Aufschluss über die wichtigsten Faktoren zu erlangen, die KMU daran hin-
dern, sich an öffentlichen Ausschreibungen zu beteiligen, haben wir zwei ver-
schiedene Vorgehensweisen gewählt: Wir haben einerseits eine ausführliche 
internationale Literaturanalyse vorgenommen, andererseits Stellungnahmen 
ausgewertet, die im Winter 2022/2023 im Zuge von öffentlichen Konsultationen 
zur Transformation des deutschen Vergaberechts eingereicht und veröffentlicht 
wurden.  

2.1 Literaturrecherche 

Um einen umfassenden Überblick über die in der Wissenschaft diskutierten 
Hemmnisse im Hinblick auf die Teilnahme von KMU an öffentlichen Ausschrei-
bungen in unterschiedlichen Ländern zu bekommen, wurde eine breite Such-
strategie für die Literaturrecherche gewählt (vgl. Paré et al. 2015; Suri/Clarke 
2009). Insgesamt lagen der Literaturrecherche sechs große Literaturdatenban-
ken zugrunde (EBSCO, Google Scholar, EconPapers, EconLit, Web of Science 
und EconBiz). Diese Datenbanken wurden mit den Suchbegriffen "public procu-
rement" und "SME" durchsucht.  

Auf diese Weise konnten wir 265 wissenschaftliche Arbeiten ausfindig machen. 
Nach Entfernung von Duplikaten und Studien, die sich nicht mit hemmenden 
Faktoren für KMU bei der Beteiligung an öffentlichen Ausschreibungen beschäf-
tigten, blieben 121 Arbeiten übrig. Zusätzlich wurden fünf weitere Arbeiten auf-
grund von fehlender Verfügbarkeit ausgeschlossen, wodurch sich die Anzahl 
der Literaturquellen auf 116 reduzierte. Diese 116 Studien wurden im Zeitraum 
von 2000 bis 2023 veröffentlicht und decken unterschiedlich strukturierte Ver-
gabesysteme in nahezu allen Kontinenten (Europa inkl. Deutschland, Nordame-
rika, Südamerika, Asien und Afrika) ab.  

2.2 Auswertung von Stellungnahmen  

Die Stellungnahmen ermöglichen einen tiefen Einblick in das Meinungsbild von 
relevanten deutschen Stakeholdern zum Thema öffentliche Ausschreibungen. 
Die Stellungnahmen stammen aus einem digitalen öffentlichen Konsultations-
verfahren, das das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) 
anlässlich der im Koalitionsvertrag geplanten Änderungen im Vergaberecht vom 
29. Dezember 2022 bis 14. Februar 2023 durchgeführt hat. Bei dem öffentlichen 
Konsultationsverfahren gingen 389 öffentlich zugängliche Stellungnahmen ein, 
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die über die Webseite des BWMK einsehbar sind. Die Stellungnahmen stam-
men nicht nur von Branchenverbänden und anderen (halb-)öffentlichen Institu-
tionen, sondern auch von Privatpersonen, Selbstständigen sowie von den Ge-
schäftsführungen von kleinen und mittleren Unternehmen und von Großunter-
nehmen.  

Dem Konsultationsverfahren lag ein Fragebogen mit 21 Fragen in fünf Aktions-
feldern zugrunde. Wir haben uns auf fünf Fragen aus zwei Aktionsfeldern kon-
zentriert, die im Zusammenhang mit der Beteiligung von KMU an öffentlichen 
Vergabeverfahren stehen. Die Fragen haben jeweils unterschiedliche Schwer-
punkte, weisen jedoch alle eine Verbindung zu hemmenden Faktoren für KMU 
auf. In Aktionsfeld 4 "Vereinfachung und Beschleunigung der Vergabeverfah-
ren" wurde Frage 11 bzgl. "Vereinfachungs- und Beschleunigungspotentialen", 
Frage 12 zur "Flexibilisierung des Losgrundsatzes" und Frage 13 zur "Professi-
onalisierung von Vergabeverfahren" ausgewertet. Im Aktionsfeld 5 "Förderung 
von Mittelstand, Start-Ups und Innovationen" wurden Frage 15 zu "Praktischen 
Stellschrauben zur Einbeziehung von KMU" und Frage 16 zur "Rolle von Unter-
aufträgen, Bietergemeinschaften und Eignungskriterien" analysiert. Die Fragen 
wurden nach Hinweisen auf Hemmnisse zur Beteiligung von KMU an öffentli-
chen Ausschreibungen hin untersucht. Im Sinne einer zusammenfassenden In-
haltsanalyse nach Mayring (2010) haben wir aus dem vorhandenen Datenma-
terial Oberkategorien für die hemmenden Faktoren abgeleitet.  
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3 Öffentliche Vergabe in Deutschland 

Die öffentliche Vergabe in Deutschland ist sehr komplex. Um die Hemmnisse 
besser zu verstehen, mit denen insbesondere KMU konfrontiert sind, müssen 
zunächst die Ziele sowie der Rechtsrahmen kurz skizziert werden. 

3.1 Ziele der öffentlichen Vergabe 

Oberstes Ziel im Rahmen der öffentlichen Beschaffung ist die Bedarfsdeckung 
der öffentlichen Hand zur Erfüllung staatlicher Aufgaben unter schonender Ver-
wendung von Haushaltsmitteln (vgl. Naumann 2022; BMWK 2023b). Dieses Ziel 
kann nur erreicht werden, wenn sich möglichst viele Unternehmen an öffentli-
chen Ausschreibungen beteiligen. Denn nur ein funktionierender Wettbewerb 
unter den Bietern stellt sicher, dass die öffentliche Hand in den Vergabeverfah-
ren ein gutes Preis-Leistungs-Verhältnis erzielen kann. Hierzu trägt eine hohe 
Beteiligung von kleinen und mittleren Unternehmen bei, weil sie das Gros aller 
Unternehmen in Deutschland stellen. Dies spiegelt sich auch in den fünf 
Grundsätzen im Vergaberecht wider: Wettbewerb und Transparenz (vgl. §97 
Abs. 1 Satz 1 GWB), Wirtschaftlichkeit und Verhältnismäßigkeit (vgl. § 97 Abs. 
1 Satz 2 GWB), Gleichbehandlung aller Bieter (vgl. §97 Abs. 2 GWB), Berück-
sichtigung mittelständischer Interessen (vgl. 97 Abs. 4 GWB) und elektronische 
Kommunikation (§97 Abs. 5 GWB) (vgl. Naumann 2022).  

Jedoch wird bei der öffentlichen Vergabe nicht nur das Ziel der reinen Bedarfs-
deckung verfolgt, sondern seit Anfang der 2000er Jahre zunehmend auch ge-
sellschaftliche und wirtschaftspolitische Ziele – sogenannte strategische Ziele 
(vgl. Sarter et al. 2014). Dies geht darauf zurück, dass die öffentliche Beschaf-
fung aufgrund des großen Auftragsvolumens ein wirkmächtiges Steuerungs-
instrument darstellt. Auch die letzte Novellierung des Vergaberechts in Deutsch-
land im Jahr 2016 hat nicht nur dem Ziel gedient, "das Regelwerk für die Verga-
ben entsprechend den aktuellen Bedürfnissen des fortschreitenden Binnen-
marktes weiter zu entwickeln und innerhalb der Europäischen Union stärker zu 
vereinheitlichen" (BMWi 2015, S. 1), sondern auch dazu, soziale, ökologische 
und innovative Aspekte bei der Vergabeentscheidung zu berücksichtigen (vgl. 
Bundesregierung 2021). 

Im Koalitionsvertrag der aktuellen Bundesregierung ist abermals eine Novellie-
rung der öffentlichen Vergabe vorgesehen. Wiederum wird angestrebt, die "öf-
fentliche Beschaffung und Vergabe wirtschaftlich, sozial, ökologisch und inno-
vativ" auszurichten (Koalitionsvertrag 2021, S. 33 f.). Zudem sollen Maßnahmen 
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ergriffen werden, die die "rechtssichere Digitalisierung“ vorantreiben, eine 
"schnelle Entscheidung bei den Vergabeverfahren" fördern und die Länder und 
Kommunen bei der "Vereinfachung, Digitalisierung, und Nachhaltigkeit" unter-
stützen (vgl. Koalitionsvertrag 2021, S. 34). Laut Koalitionsvertrag soll das 
Vergaberecht so neugestaltet werden, dass weder die Rechtssicherheit von 
Vergabeentscheidungen noch die Mittelstandsfreundlichkeit gefährdet wird (vgl. 
Koalitionsvertrag 2021, S. 33f.). Zusammenfassend sollen also folgende Ziele 
bei der Novellierung berücksichtigt werden: Mittelstandsfreundlichkeit mit hoher 
KMU-Beteiligung, Wirtschaftlichkeit, nachhaltige Beschaffung (ökologisch, so-
zial, innovativ), Rechtssicherheit, effiziente und schnelle Vergabe und Digitali-
sierung (vgl. Abbildung 1). Noch ist unklar, wie die Ziele im Zuge der Novellie-
rung priorisiert werden sollen. Einzig eine aktuelle Publikation des BMWK gibt 
hierzu einen Hinweis. Demnach soll die Novellierung unter zwei Leitlinien erfol-
gen: die Vergabe soll (1) effizienter (schneller, einfacher und digitaler) und (2) 
strategischer (nachhaltiger, sozialer und innovativer) ausgerichtet werden (vgl. 
Terbrack/Häusinger 2023).  

Dass diese Ziele nicht alle im Einklang miteinanderstehen, ist naheliegend und 
zeigt sich schon bei der Betrachtung der beiden Leitlinien: Eine verstärkte Ein-
beziehung von Nachhaltigkeitskriterien im Vergabeprozess erhöht unter ande-
rem den Arbeitsaufwand auf Seiten der Vergabestelle. Denn um eine rechtssi-
chere Vergabe sicherzustellen, muss diese die Kriterien bei der Vergabe be-
rücksichtigen und schließlich deren Einhaltung überprüfen (vgl. Röwekamp et 
al. 2020). Dies wiederum ist schwer vereinbar mit dem Ziel, die Vergabe schnel-
ler und einfacher zu machen. 

Die Leitlinien stehen aber auch mit anderen Zielen wie z.B. der Mittelstands-
freundlichkeit in einer Wechselbeziehung. Eine schnellere, effizientere und digi-
talere Vergabe wäre zweifelsohne positiv für die Mittelstandsfreundlichkeit. 
Schließlich würde ein höherer Digitalisierungsgrad und eine benutzerfreundli-
chere Umsetzung dazu beitragen, dass KMU weniger Zeit und Personalressour-
cen aufwenden müssten, um sich um öffentliche Aufträge zu bemühen. Eine 
stärkere Berücksichtigung von Nachhaltigkeitskriterien wäre dagegen eher ne-
gativ für die Mittelstandsfreundlichkeit: Dies erhöht den Aufwand nicht nur für 
die Vergabestellen, sondern auch für die KMU, weil für eine rechtssichere 
Vergabe zusätzliche Nachweise erbracht werden müssen. Obwohl KMU inno-
vative und nachhaltige Geschäftsmodelle verfolgen, fehlen ihnen häufig z.B. 
entsprechende (teure) Zertifikate, die sie zunächst erwerben müssen, um über-
haupt am Vergabeprozess teilnehmen zu können.  
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Abbildung 1: Ziele der öffentlichen Vergabe laut Koalitionsvertrag 

© IfM Bonn 23 2305 001

Ziele der öffentlichen 
Vergabe

Mittelstandsfreundlichkeit 
mit hoher KMU-Beteiligung

Wirtschaftlichkeit (bestes 
Preis-Leistungsverhältnis)

Nachhaltige Beschaffung 
(ökologisch, sozial, 
innovativ)

RechtssicherheitEffiziente und schnelle Vergabe

Digitalisierung

 

Quelle: Eigene Darstellung.  

3.2 Rechtsrahmen der öffentlichen Vergabe 

Die Komplexität des deutschen Vergaberechts entsteht dadurch, dass es eine 
Vielzahl an verschiedenen Vergabegesetzen gibt. Welche Gesetze im Einzelfall 
zur Anwendung kommen, hängt von drei Faktoren ab: (1) dem geschätzten Auf-
trags- oder Vertragswert (vgl. § 106 GWB), (2) dem Beschaffungsgegenstand 
(Liefer- und Dienstleistungen einerseits und Bauleistungen andererseits) und (3) 
dem öffentlichen Auftraggeber (Bund, Land oder Kommune) (vgl. Abbildung 2). 
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Abbildung 2: Übersicht über Rechtsgrundlagen im Ober- und Unterschwellen-
bereich 

 

Quelle: In Anlehnung an (BLE 2019, S. 7). 

Das bedeutet konkret: Bei allen öffentlichen Aufträgen, die eine bestimmte Auf-
tragssumme3 übersteigen, müssen rechtliche Vorgaben beachtet werden, die 
auf EU-Richtlinien4 über die Vergabe öffentlicher Aufträge basieren (sog. Ober-
schwellenbereich). Diese EU-Richtlinien werden in Deutschland in einem sog. 
3-stufigen "Kaskadenprinzip" in nationales Recht umgesetzt. Auf der 1. Stufe, 
der sog. Gesetzesebene, steht der 4. Teil des GWB. Hier sind u.a. die Grunds-
ätze der Vergabe, die Vergabeverfahren, die Nachprüfverfahren und die Einrei-
chung von Beschwerden geregelt. Auf der 2. Stufe, der Verordnungsebene, fin-
den sich die Vergabeverordnung (VgV), die Sektorenverordnung (SektVO) für 
Aufträge im Bereich Verkehr, Trinkwasserversorgung und Energieversorgung, 

 

3  Die genauen Schwellenwerte werden alle zwei Jahre von der EU-Kommission angepasst 
und unterscheiden sich je nach Auftragsart. Eine Übersicht über die aktuell geltenden 
Schwellenwerte findet sich beispielsweise auf der Internetseite des BMWK: 
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Artikel/Wirtschaft/vergabe-uebersicht-und-rechts-
grundlagen.html  

4  RL 2014/24/EU (Vergaberichtlinie), RL 2014/25/EU (Richtlinie für Sektorenvergabe), RL 
2014/23/EU (Konzessionsrichtlinie) (vgl. Schütte et al. 2021), RL 2009/81/EG (Richtlinie 
Verteidigung/ Sicherheit) 
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die Konzessionsvergabeverordnung (KonzVgV) und die Vergabeverordnung 
Verteidigung und Sicherheit (VSVgV). Auf der 3. Stufe steht schließlich die 
Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen, Teil A (VOB/A)5 (vgl. 
Naumann 2022).  

Alle öffentlichen Aufträge mit einem Auftragswert unterhalb des Schwellenwer-
tes (sog. Unterschwellenbereich) werden durch die Haushaltsordnungen des 
Bundes, der Länder und der Gemeinden geregelt, wobei die Ländervergabege-
setze vorrangig gelten (vgl. Naumann 2022). Um konkrete Beispiele zu nennen: 
Für die Vergabe von Bauleistungen gilt auf allen Ebenen die entsprechende 
Vergabe- und Vertragsordnung (VOB/A, Abschnitt 1). Für Liefer- und Dienstleis-
tungen soll perspektivisch auf allen Ebenen die Unterschwellenvergabeverord-
nung (UVgO) umgesetzt werden, die sich an der Vergabeverordnung (VgV) aus 
dem Oberschwellenbereich orientiert. Während diese für Vergaben des Bundes 
bereits gilt, findet sie (noch) nicht in allen Bundesländern Anwendung. Ist die 
UVgO noch nicht umgesetzt, gilt in den betroffenen Bundesländern weiterhin 
die Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen (VOL/A, Abschnitt 1). Auf 
kommunaler Ebene wird die Anwendung der UVgO in manchen Bundesländern 
nur empfohlen und nicht verbindlich vorgeschrieben (vgl. BMWK 2023b; 
Naumann 2022).  

Überdies gilt es, teilweise noch weitere Gesetze wie z.B. Tariftreue- und Verga-
begesetze oder Mittelstandsfördergesetze zu beachten. Erschwerend kommt 
hinzu, dass die rechtlichen Grundlagen regelmäßig angepasst werden – sei es 
auf Seiten der EU-Kommission6, der Bundesregierung7 oder den Landesregie-
rungen8.  

Während die Komplexität und die Unübersichtlichkeit des deutschen Vergabe-
rechts in den ausgewerteten Stellungnahmen kritisiert werden, finden wir in der 

 

5  Bis zur Vergabereform 2016 existierten neben der VOB/A noch die VOF (Vergabeordnung 
für freiberufliche Leistungen) und die VOL/A (Vergabe- und Vertragsordnung für Leistun-
gen). Diese sind im Zuge der Reform entfallen und werden nun von der VgV geregelt. 

6  Z.B. Durchführungsverordnung (EU) 2019/1780 der Kommission vom 23. September 2019 
zur Einführung von Standardformularen für die Veröffentlichung von Bekanntmachungen 
für öffentliche Aufträge. 

7  Z.B. Verordnung zur Anpassung des Vergaberechts an die Einführung neuer elektroni-
scher Standardformulare („eForms“) für EU-Bekanntmachungen und an weitere europa-
rechtliche Anforderungen* (vgl. Bundesgesetzblatt Nr. 222 vom 23. August 2023).  

8  Z.B. Übersicht über alle Gesetze, Verordnungen und Verwaltungsvorschriften zum 
Vergabe- und Vertragsmanagement auf bayerischer Ebene: https://www.stmb.bay-
ern.de/buw/bauthemen/vergabeundvertragswesen/gesetzeundvorschriften/index.php 
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Literatur in dieser Hinsicht keine Entsprechung. Ein Grund dafür könnte sein, 
dass die Vergaberegelungen in anderen Ländern deutlich weniger komplex sind 
(vgl. European Commission 2016).  

„Allein die Vielzahl der Vorschriften – GWB, UvgO, VgV, zurzeit auch noch 
die VOL/A, VOB/A sowie verschiedene einzelne vergaberechtliche Rege-
lungen in anderen Gesetzen (z. B. MiLoG, Sorgfaltspflichtengesetz, LNG-
Beschleunigung, KreislaufwirtschaftsG) – stellt viele Anwender vor große 
Probleme.“ (DIHK 404) 

„Vergaberechtliche Regelungen außerhalb der gängigen vergaberechtli-
chen Rechtsgrundlagen [sind] zu vermeiden. Vergaberechtliche Vorgaben 
in anderen Gesetzen, wie etwa dem SaubFahrzeugBeschG und dem LkSG, 
können durch weniger geübte Anwender übersehen werden und zu Verga-
beverstößen führen“ (Flughafenverband ADV 405). 
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4 Hemmnisse und Herausforderungen im Vergabeprozess 

4.1 Vergabestellen: Rolle und Herausforderungen 

Für die rechtssichere Durchführung von Vergabeverfahren sind die Vergabe-
stellen verantwortlich. Deutschlandweit gibt es rund 30.000, die für öffentliche 
Auftraggeber auf Bundes-, Landes- oder kommunaler Ebene tätig werden (vgl. 
BMI 2023). In der Regel werden sie von anderen Fachbereichen mit der Be-
schaffung beauftragt und übernehmen die Organisation des gesamten Verga-
beprozesses. Das bedeutet, dass sie den genauen Bedarf ermitteln, die Verga-
beunterlagen und Kriterienkataloge zusammenstellen sowie die Verfahrensart 
festlegen, die Ausschreibung bekannt machen, mit Bietern kommunizieren, Fris-
ten überwachen, die eingegangenen Angebote prüfen, ein Angebot auswählen, 
die Entscheidung an die Bieter kommunizieren und schließlich den Vertrag ab-
schließen (vgl. Sikora 2020). Über den gesamten Vergabeprozess hinweg müs-
sen sie ihre Entscheidungen und die zugrundeliegenden Gründe genau doku-
mentieren (vgl. Röwekamp et al. 2020).  

Vergabestellen in Deutschland sind personell und finanziell unterschiedlich gut 
ausgestattet. Gerade in kleineren Kommunen wird die öffentliche Beschaffung 
häufig von wenigen Personen durchgeführt. Jedoch sind alle Vergabestellen 
gleichermaßen – unabhängig von ihrer Ausstattung – für die unterschiedlichsten 
Arten von Beschaffungen zuständig (vgl. Tyufekchieva 2020). So reicht die 
Spannbreite der zu beschaffenden Güter und Dienstleistungen von "Büromate-
rialien über Feuerwehrfahrzeuge, Beratungs- und Cateringleistungen bis hin zur 
Errichtung von Straßen, Brücken und Verwaltungsgebäuden" (Tyufekchieva 
2020, S. 1).  

Aufgrund der umfassenden Aufgaben der Vergabestellen verstärken sich die im 
Folgenden ausgeführten Probleme umso mehr, je weniger Ressourcen den je-
weiligen Vergabestellen zur Verfügung stehen. So wurde sowohl in der Literatur 
als auch in den Stellungnahmen angemerkt, dass den Vergabestellen sowohl 
spezifisches Fachwissen im Vergaberecht als auch umfassendes Fachwissen 
über die im Einzelnen zu beschaffenden Güter und Dienstleistungen fehlt (vgl. 
Prier/McCue 2009). Für ein solch‘ breites und tiefes Fachwissen müssten sich 
die Vergabestellen nicht nur im Detail in den verschiedenen Vergaberegelungen 
auskennen, sondern sich auch regelmäßig über rechtliche Änderungen und ak-
tuelle Gerichtsurteile auf dem Laufenden halten. 
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Ebenso herausfordernd für die Vergabestellen ist es, sich über die Marktent-
wicklung aller Güter und Dienstleistungen auf dem Laufenden zu halten. Dies 
führt dazu, dass Vergabestellen häufig bewährte Produkte und Dienstleistungen 
bzw. etablierte Anbieter innovativen Lösungen und Start-Ups vorziehen (vgl. 
Selviaridis/Spring 2022; Loader 2015). Verstärkt wird dies, wenn den Vergabe-
stellen geschultes und erfahrenes Personal fehlt (vgl. Selviaridis/Spring 2022). 
Um aktuelle Marktentwicklungen berücksichtigen zu können, ermöglicht der Ge-
setzgeber den Einsatz von Markterkundungen. Bei Markterkundungen sammelt 
die öffentliche Hand Informationen über den Markt, um festzustellen, welche 
Anbieter Produkte oder Dienstleistungen in dem betreffenden Bereich anbieten. 
Zugleich werden KMU hierdurch für die Möglichkeit sensibilisiert, sich an öffent-
lichen Vergabeprozessen zu beteiligen. Markterkundungen sind allerdings mit 
hohem Aufwand verbunden und daher für die Vergabestellen aufgrund der häu-
fig begrenzten personellen Ressourcen nur selten umsetzbar.  

„Die Anwendung bestehender Instrumente für eine KMU-/innovations-
freundliche Beschaffung setzt u.a. das erforderliche Wissen sowohl in 
Vergabestellen als auch bei den Bedarfsträgern voraus.“ (Senatsverwaltung 
für Inneres, Digitalisierung und Sport Berlin 211) 

„Vergabestellen greifen häufig auf Verfahren zurück, mit denen sie gute Er-
fahrungen gesammelt haben, und die sich als rechtssicher erwiesen haben 
– die jedoch nicht immer das geeignetste Verfahren für den Einkauf einer 
innovativen Lösung ist. “ (Public 281) 

Da sich Vergabestellen für ihre Entscheidungen grundsätzlich gegenüber Nach-
prüfinstanzen und Bietern rechtfertigen müssen, messen sie der Rechtssicher-
heit des Vergabeverfahrens eine hohe Priorität bei (vgl. Röwekamp et al. 2020). 
Dies führt kombiniert mit der unzureichenden Personalausstattung zu einem ri-
sikoaversen Verhalten der Vergabestellen, was häufig in den Stellungnahmen 
und in der Literatur kritisiert wurde. Dieses drückt sich u.a. darin aus, dass sich 
Vergabestellen durch eine Vielzahl an Anforderungen bzw. Nachweisen von 
den Unternehmen abzusichern versuchen. Zugleich kommunizieren sie wenig 
mit den Bietern, um Transparenz und Gleichbehandlung zu gewährleisten – ein 
Hemmnis, das sich auf viele Phasen im Vergabeprozess auswirkt.  

„Übervorsichtigen Bedarfsstellen fehlt oft der Mut, auf überflüssige Anforde-
rungen zu verzichten oder auf ein noch nicht am Markt etabliertes Unter-
nehmen zu setzen. Hier ist ein grundlegender Sinneswandel notwendig.“ 
(Dataport 159) 



 

 

14

4.2 Hemmnisse für KMU im Vergabepozess  

Um die Hemmnisse, denen KMU im Vergabeprozess begegnen, übersichtlich 
und strukturiert darzustellen, orientieren wir uns an dem Prozess, den Unter-
nehmen idealtypisch durchlaufen, wenn sie sich um öffentliche Aufträge bemü-
hen. Idealtypisch deswegen, weil sich Vergabeverfahren in der Praxis im Detail 
unterscheiden – z.B. je nach gewählter Verfahrensart (vgl. Bergmann et al. 
2008). Wir abstrahieren dabei davon, ob für den Vergabeprozess die Ober- oder 
Unterschwelle gilt oder ob es um die Beschaffung von Waren, die Erbringung 
von Dienstleistungen oder die Ausführung von Bauleistungen geht. Wir gehen 
von vier Phasen aus, die ein Unternehmen durchlaufen muss, wenn es sich an 
öffentlichen Ausschreibungen beteiligt (vgl. Abbildung 3): 1. Interesse und Su-
che nach geeigneten Angeboten; 2. Prüfung der Anforderungen; 3. Zusammen-
stellung der Vergabeunterlagen und Angebotsabgabe; 4. Entscheidung der 
Vergabestelle.  

Abbildung 3: Hemmnisse in der öffentlichen Vergabe aus Sicht der KMU 

© IfM Bonn 23 2305 005

Vergabestellen

Rechtliche Rahmen

1. Schritt:

Interesse und Suche 
nach geeigneten 

Angeboten

2. Schritt:

Prüfung der 
Anforderungen

3. Schritt:

Zusammenstellung 
der 

Vergabeunterlagen 
und 

Angebotsabgabe

4. Schritt:

Entscheidung der 
Vergabestelle

H
em

m
en

d
e 

F
ak

to
re

n

Unkenntnis über 
öffentliche 
Ausschreibungen

Geeignete Angebote sind 
schwer auffindbar (keine 
gebündelte Bereitstellung) 
→ hohe Suchkosten

Keine zentrale 
Veröffentlichungsplattform 
(tw. kostenpflichtig)

Leistungsbeschreibung: zu 
detailliert; keine Spielräume 
für Innovationen, Zeitrahmen 
der Leistungserbringung

Eignungskriterien können 
nicht erfüllt werden (z.B. 
wirtschaftliche und 
finanzielle 
Leistungsfähigkeit, 
Zertifizierungen)

Zuschlagskriterien: Fokus 
auf niedrigsten Preis

Unzureichende Möglichkeit 
zu Nachfragen bezüglich des 
konkreten Angebots

Angebotsfrist

Hoher Aufwand bei der 
Zusammenstellung der 
Unterlagen (umfangreiche 
Unterlagen)

Uneinheitlichkeit von 
Vergabeunterlagen

Unklare Sprache

Fehlende 
Kontaktmöglichkeiten bei 
Fragen bzgl. der Unterlagen

Uneinheitliche Plattformen 
zur Einreichung der 
Unterlagen

Fehlendes Feedback bei 
nicht-erfolgreichem 
Angebot

Zahlungsverzögerungen

Vergabeprozess

 

Quelle: Eigene Darstellung.  
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4.2.1 Schritt 1: Interesse und Suche nach geeigneten Ausschreibungen  

Wie aus der Literatur und den Stellungnahmen hervorgeht, stellt die Suche und 
das Auffinden von passenden Ausschreibungen bereits ein erstes Hemmnis für 
KMU dar. Denn aufgrund begrenzter personeller Ressourcen fehlen den KMU 
hierfür in der Regel die Kapazitäten (vgl. Ancarani et al. 2019). So müssen KMU 
für die Suche nach Ausschreibungen Personal von anderen Tätigkeiten abzie-
hen, was mit hohen Opportunitätskosten verbunden ist (vgl. Di Mauro et al. 
2020; Loader/Norton 2015). Alternativ können sie für die Suche auch Dienstleis-
ter beauftragen oder Online-Plattformen, die Informationen zu gewünschten 
Ausschreibungen bündeln, nutzen (vgl. Hofstadt 2021). Diese sind jedoch häu-
fig kostenpflichtig. Damit verteuert sich die Beteiligung an öffentlichen Aus-
schreibungen für KMU. 

„Der Zugang zur Vergabeplattform www.evergabe.de ist für Firmen [zur Nut-
zung aller Funktionen] nicht kostenfrei. Viele kleine Firmen scheuen die 
Kosten bei gelegentlicher Teilnahme an Vergabeverfahren der öffentlichen 
Hand.“ (Landratsamt Erzgebirgskreis 092) 

„Für viele kleine Unternehmen ist das systematische Scannen von diversen 
Vergabeportalen personell schwer zu bewerkstelligen. Insbesondere in der 
Frühphase ihres Wachstums profitieren Startups deshalb davon, wenn die 
öffentliche Verwaltung aktiv auf den Markt zugeht, um von innovativen Lö-
sungen zu erfahren.“ (Public 281) 

Betrachtet man genauer, wie Ausschreibungen in Deutschland veröffentlicht 
werden, ist dieser Befund wenig überraschend. Aufgrund des Vergabegrundsat-
zes der Transparenz müssen zwar alle öffentlichen Ausschreibungen bekannt 
gemacht werden (vgl. Röwekamp et al. 2020), die Art und Weise, wie dies ge-
schieht, variiert jedoch stark. Während im Oberschwellenbereich eine Aus-
schreibungspflicht über die zentrale Online-Informationsplattform TED-Portal 
(Tenders Electronic Daily: https://ted.europa.eu/) verpflichtend ist, sind die öf-
fentlichen Ausschreibungen im Unterschwellenbereich über verschiedene Aus-
schreibungsportale verteilt. Zwar lassen sich laut dem Kompetenzzentrum inno-
vative Beschaffung die Ausschreibungen von Bund, Ländern und Kommunen 
über die Vergabeplattform www.bund.de identifizieren, jedoch nicht herunterla-
den (vgl. KOINNO 2023). Dies ist nur auf der ursprünglichen Vergabeplattform 
– nach vorausgegangener Registrierung – möglich. Die Portale der Länder und 
Kommunen gelten überdies als nicht sehr nutzerfreundlich (vgl. KOINNO 2023; 
Hofstadt 2021; Auftragsberatungsstelle Baden-Württemberg 2019). 
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4.2.2 Schritt 2: Prüfung der Anforderungen 

Haben die KMU interessante Ausschreibungen identifiziert, gilt es zunächst zu 
prüfen, ob sie die Anforderungen der Ausschreibung erfüllen. Dazu zählen zum 
einen sogenannte Eignungskriterien und zum anderen die in der Leistungsbe-
schreibung genannten Anforderungen. Mit Hilfe der Eignungskriterien soll si-
chergestellt werden, dass der Bewerber grundsätzlich geeignet ist, den Auftrag 
auszuführen.9 In der Leistungsbeschreibung werden dagegen die genauen An-
forderungen für die ausgeschriebene Leistung definiert10 und festgelegt, wie ein 
Auftrag auszuführen ist. Für die Angebotserstellung ist überdies die Prüfung der 
Zuschlagskriterien relevant, weil sie aufzeigen, worauf die Vergabestelle bei der 
Bewertung der abgegebenen Angebote Wert legt.11 Schließlich gilt es, die Fris-
ten der Angebotsabgabe zu beachten.  

Für KMU ist die Erfüllung dieser Anforderungen schwierig, wie Literatur und 
Stellungnahmen belegen. So benötigen KMU ausreichend Zeit und personelle 
Ressourcen, um hochwertige und konkurrenzfähige Angebote erstellen zu kön-
nen. Werden die Angebotsfristen zu kurz gesetzt, ist eine Angebotserstellung 
erschwert oder gar unmöglich (vgl. Calderón García et al. 2018; Mitran 2013). 

„Wichtig ist, dass sich auch bei einer schnelleren Vergabepraxis die Ange-
botsfristen nicht weiter verkürzen, da sich sonst noch weniger Bieter an 
Vergabeverfahren beteiligen werden.“ (BDI, 381) 

Aufgrund geringerer personeller und materieller Ressourcen ist es für KMU teil-
weise sowohl schwierig, die geforderte Leistung in dem vorgesehenen Zeitfens-
ter zu erbringen als auch große Auftragsvolumina umzusetzen. Zwar wurde dem 
Problem zu großer Aufträge in Deutschland bereits gesetzlich durch die 

 

9  Die Eignungskriterien schließen beispielsweise die Befähigung zur Berufsausübung (z.B. 
Meisterbrief, Handelsregisterauszug), die wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit 
(z.B. Mindestumsatz, Haftungssummen) und die technische und berufliche Leistungsfähig-
keit (z.B. einschlägige Referenzen) ein. Eignungskriterien müssen mit dem Auftragsgegen-
stand in Verbindung stehen. Andere Kriterien dürfen hier nicht herangezogen werden (vgl. 
Naumann 2022; § 122 GWB; § 33 UVgO). 

10  Die Leistungsbeschreibung beinhaltet typischerweise technische Spezifikationen, Men-
gen, Qualitätsanforderungen, Lieferzeitpunkte, Vertragsbedingungen und andere rele-
vante Details, die der öffentliche Auftraggeber von den Bietern erwartet.  

11  Zuschlagskriterien dienen dazu, eine willkürliche Vergabe zu verhindern und nachprüfbar 
zu machen, welcher Bieter den Zuschlag erhält. In den Kriterien müssen die Vergabestel-
len offenlegen, ob z.B. der Preis das wichtigste Kriterium für den Zuschlag ist, oder ob 
neben dem Preis auch soziale oder ökologische Aspekte berücksichtigt werden (vgl. 
Naumann 2022; § 127 GWB; § 43 UVgO) oder auch leistungsbezogene Zuschlagskriterien 
hinzugezogen werden und mit wie viel Prozent diese in die Bewertung eingehen. 
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Losaufteilung begegnet (vgl. § 97 Abs. 4 GWB), jedoch wird diese weiterhin 
kontrovers diskutiert (vgl. Übersicht A1 Losgrößen im Anhang).  

Ein weiteres Hemmnis für die KMU resultiert aus den als zu detailliert wahrge-
nommenen technischen Spezifikationen in der Leistungsbeschreibung (vgl. 
Calderón García et al. 2018; Budak et al. 2017). Aufgrund solch detaillierter 
Leistungskataloge haben innovative oder neue Lösungen kaum eine Chance, 
berücksichtigt zu werden. Hierdurch werden innovationsfreudige KMU und 
Start-Ups benachteiligt und an einer Teilnahme gehindert.  

Aus den Eignungskriterien resultieren ebenfalls Hemmnisse für KMU, da sie 
aufgrund ihrer Größe und de daraus resultierenden geringeren finanziellen Res-
sourcen selten die finanziellen Grundvoraussetzungen wie Mindestjahresum-
sätze, Eigenkapitalquoten oder Haftungssummen erfüllen. Das gleiche gilt für 
Zertifizierungen. 

„Viele Unternehmen können den hohen Anforderungen – beispielsweise an 
nachzuweisende Zertifizierungen und Qualitätsstandards – allein aus finan-
ziellen oder personellen Gründen nicht nachkommen“ (DIHK 404) 

„Neben dem Mittelstand müssen auch neue und innovative Unternehmen, 
wie z. B. Start-Ups, die Chance auf Aufträge bekommen. Nur so ist Fort-
schritt möglich. Hohe Anforderungen, wie etwa Umsatzzahlen oder Refe-
renzen, sind gerade für Start-Up-Unternehmen das Knock-out-Kriterium.“ 
(GdW 046) 

Aber auch im Hinblick auf die Zuschlagskriterien zeigen sowohl Literatur als 
auch Stellungnahmen Hemmnisse für die KMU auf: Obwohl es üblicherweise 
eine Reihe an Zuschlagskriterien gibt, entscheidet dennoch meist der niedrigste 
Preis (vgl. Harland et al. 2007; Loader 2007). Dies belegen auch die Zahlen der 
Vergabestatistik. Demnach wurde im 2. Halbjahr 2021 bei 59 % der Aufträge in 
Deutschland ausschließlich der Preis als Zuschlagskriterium herangezogen 
(vgl. BMWK 2023a).12 Dies ist häufig zum Nachteil von KMU, weil große Unter-
nehmen aufgrund des Fixkostencharakters besser in der Lage sind, die mit den 
Beschaffungsprozessen verbundenen Kosten zu tragen (vgl. Hoekman/Taş 
2022). Entsprechend können sie günstigere Preise anbieten. Kriterien, bei de-
nen KMU u.U. Vorteile gegenüber Großunternehmen haben, wie z.B. 

 

12 Hier muss allerdings berücksichtigt werden, dass im Unterschwellenbereich nicht zwin-
gend angegeben werden muss, nach welchen Kriterien der Zuschlag erfolgte. In 29 % der 
Fälle wurden hier keine Angaben gemacht.  
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Regionalität, Kundennähe, Wartungs- und Reparaturfreundlichkeit sowie Inno-
vationsfähigkeit werden weitaus seltener als Zuschlagskriterium gewählt. 

4.2.3 Schritt 3: Zusammenstellung der Vergabeunterlagen und Ange-
botsabgabe 

Das Zusammenstellen der Unterlagen ist sehr aufwändig und stellt ebenfalls ein 
Hemmnis für KMU dar. Da Angebote wegen formaler Fehler vom Verfahren aus-
geschlossen werden können, ist dabei größte Sorgfalt geboten (vgl. Hofstadt 
2021; Auftragsberatungsstelle Baden-Württemberg 2019). Konkret müssen Zer-
tifikate, Nachweise, Referenzen und Dokumente, Erklärungen und Selbstaus-
künfte beschafft bzw. in die vorgegebene Form gebracht werden – selbst für 
kleinere Aufträge (vgl. Budak et al. 2017). Ein derartiger Aufwand muss für pri-
vatwirtschaftliche Auftraggeber nicht geleistet werden (vgl. Balanean 2017; Di 
Mauro et al. 2020). Erschwerend kommt hinzu, dass sich die geforderten Nach-
weise trotz ähnlich gelagerter Vergabeverfahren häufig unterscheiden. Entspre-
chend können Routinen nur schwer aufgebaut werden13. Die Anforderungen 
sind zudem häufig formalistisch und in einem juristischen bzw. fachspezifischen 
Jargon formuliert (vgl. Mitran 2013), was die schnelle Bearbeitung erschwert. 
Eine Beseitigung von Unklarheiten ist gleichwohl häufig nicht möglich, weil KMU 
entweder über keine Kontaktmöglichkeiten zu den Vergabestellen verfügen 
oder sich scheuen, diese wahrzunehmen.  

„Die Unterlagen von öffentlichen Ausschreibungen sind häufig sehr um-
fangreich und erfordern eine große Konzentration der Auftragnehmer bei 
deren Bearbeitung. Gerade KMUs haben aber häufig nicht genug personel-
le Ressourcen und das Know-how, um sich an solch komplexen öffentli-
chen Ausschreibungen zu beteiligen.“ (Hays, 267) 

„Bieterdialoge können über Innovationen informieren und Rückfragen zum 
Erfüllungsgrad von Nachhaltigkeitskriterien beantworten. Gleichzeitig kön-
nen typische Stolpersteine in Bewerbungsverfahren besprochen und so 

 

13  Im Oberschwellenbereich sind "offene Verfahren" und "nicht offene Verfahren mit vorge-
schaltetem Teilnahmewettbewerb" (§ 119 Abs. 2 GWB) möglich (vgl. Schütte et al. 2021). 
Außerdem gibt es noch weitere Vergabeverfahren (Verhandlungsverfahren, wettbewerbli-
cher Dialog und Innovationspartnerschaft), die allerdings nur unter bestimmten Zulas-
sungsvoraussetzungen erlaubt sind (vgl. § 17 ff. VgV; BMWK 2023b). Im Unterschwellen-
bereich ist analog zur Oberschwelle die "öffentliche Ausschreibung" und die "beschränkte 
Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb" möglich (§ 8 UVgO). Unter gewissen Voraus-
setzungen stehen außerdem die "freihändige Vergabe" und die "beschränkte Ausschrei-
bung ohne Teilnahmewettbewerb" zu Verfügung (vgl. Schütte et al. 2021). Im Unterschwel-
lenbereich besteht für sehr geringe Auftragswerte außerdem die Möglichkeit einer Direkt-
vergabe – es ist also kein förmliches Verfahren nötig (vgl. Schütte et al. 2021). 
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vermieden werden. Das führt höchst wahrscheinlich zu mehr Angeboten 
und erleichtert Beschaffenden und Bietenden die Arbeit.“ (BEI, 317) 

Zwar kann die Angebotsabgabe mittlerweile häufig digital abgewickelt werden, 
jedoch wird diese durch eine Vielzahl an unterschiedlichen Portalen und einer 
nicht-nutzerfreundlichen Umsetzung der digitalen Lösungen erschwert. 

„Vergabeplattformen sollten den Bietern mehr Hilfestellungen geben, z.B. in 
Form von Erläuterungen mit Screenshots [...]“ (Bundesanstalt Post und Te-
lekommunikation, 006) 

Grundsätzlich gilt: Je mehr Anforderungen im Zuge einer öffentlichen Ausschrei-
bung zu erfüllen sind und je umfangreicher diese sind, desto höher sind die 
Transaktionskosten für alle Unternehmen – aber insbesondere für KMU (vgl. 
Akenroye/Aju 2013; Peck/Cabras 2011). Zudem ist aus der Bürokratieforschung 
bekannt, dass Unternehmen vor allem dann Bürokratie als belastend empfin-
den, wenn sich die Sinnhaftigkeit einer Informations- oder Nachweispflicht nicht 
erschließt und die Regulierungsdichte zu hoch erscheint (vgl. Holz et al. 2019). 
Dies ist auch in dieser Phase des Vergabeprozesses gegeben, weshalb in der 
Mehrheit der Konsultationen auf die "übermäßiger Bürokratie" verwiesen wurde. 

4.2.4 Schritt 4: Entscheidung der Vergabestelle 

Die Vergabestelle prüft in dieser Phase die Unterlagen und wählt ein Angebot 
aufgrund der zuvor festgelegten Zuschlagskriterien aus. Diese Entscheidung 
wird üblicherweise von der Vergabestelle öffentlich gemacht. Selbst in der fina-
len Phase der öffentlichen Ausschreibung kann es zu Hemmnissen für KMU 
kommen, sei es bei erfolgreicher oder nicht-erfolgreicher Teilnahme.  

Die Vergabestellen informieren üblicherweise die Bieter, die nicht zum Zuge ge-
kommen sind, nicht darüber, warum ihr Angebot kein Erfolg hatte. Dies nimmt 
den KMU die Möglichkeit, für zukünftige Angebote zu lernen. Zudem verstärkt 
das Ausbleiben von Feedback ein Frustrationsgefühl, das sich negativ auf die 
zukünftige Beteiligung an Ausschreibungen auswirken kann (vgl. OECD 2009). 

Im Erfolgsfall können aber auch Zahlungsverzögerungen der öffentlichen Hand 
zu Problemen bei den KMU führen, weil diese über eine geringere Liquidität als 
große Unternehmen verfügen (vgl. Hoekman et al. 2019; OECD 2018; Loader 
2015; Loader 2011). Erleben die KMU mehrfach solche Verzögerungen, kann 
dies dazu beitragen, dass sie nicht mehr an öffentlichen Vergaben teilnehmen.  
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4.3 Lösungsansätze zur Beseitigung der Hemmnisse im Vergabepro-
zess 

Die Analyse der Hemmnisse im Vergabeprozesses aus Sicht der KMU verdeut-
licht, dass diese in allen Phasen des Vergabeprozesses auftreten (vgl. Abbil-
dung 3). Zudem zeigt sich, dass mehrere Hemmnisse (z.B. fehlende Kommuni-
kation oder unzureichende Digitalisierung) phasenübergreifend auftreten.  

Für viele Hemmnisse gibt es Lösungsmöglichkeiten, die wir in Übersicht 1 zu-
sammengefasst haben.14 Diese sind oft auf der Prozessebene umsetzbar und 
bedürfen keiner rechtlichen Anpassung, wie z.B. die Nutzung von Tools zur Er-
leichterung der Arbeit der Vergabestellen oder der Verzicht auf nicht notwendige 
Formalia und umfangreiche Referenzen. Letztere sind jedoch grundsätzlich not-
wendig, um die Qualität und Leistungsfähigkeit von Bietern zu prüfen und Zu-
schlagsentscheidungen nachvollziehbar zu machen. Daher gilt es für die öffent-
lichen Auftraggeber abzuwägen, inwieweit Anforderungen gestellt werden soll-
ten und in welchem Maße diese die KMU an der Teilnahme hindern könnten. 
Soll mehr Mittelstandsfreundlichkeit durch weniger Anforderungen erreicht wer-
den, müssen die Vor- und Nachteile einer Reduzierung der Anforderungen ab-
gewogen werden. 

Auch Markterkundungen und funktionale Ausschreibungen sind rechtlich schon 
möglich. Sie werden allerdings nicht von allen Vergabestellen genutzt, weil es 
vielen Vergabestellen an Kapazitäten mangelt. Deshalb hängt die Lösung der 
Probleme auf Prozessebene direkt mit der Lösung der Herausforderungen der 
Vergabestellen zusammen. Aber auch die Probleme der Vergabestellen sind 
lösbar, indem man z.B. ihre Ressourcen erhöht: Sei es personell, in dem die 

 

14  Ein Teil der Lösungsansätze ist im Koalitionsvertrag der aktuellen Bundesregierung wie 
auch im KMU-Entlastungspaket der Europäischen Kommission bereits vorgesehen. Zum 
Beispiel sieht die EU-Kommission in ihrem KMU-Entlastungspaket vor, verbindliche Zah-
lungsfristen von höchstens 30 Tagen einzuführen und die einfachere Durchsetzung von 
Entschädigungsgebühren zu ermöglichen (vgl. EU-Kommission 2023). Damit könnten die 
Hemmnisse der KMU, die sich aus verspäteten Zahlungen der öffentlichen Auftraggeber 
ergeben, behoben werden. Auch die im Koalitionsvertrag vereinbarte Schaffung „eine[r] 
anwenderfreundliche[n] zentrale[n] Plattform, über die alle öffentlichen Vergaben zugäng-
lich sind und die eine Präqualifizierung der Unternehmen ermöglicht“ (Koalitionsvertrag 
2021, S. 34) sollte einige der Hemmnisse von KMU gerade in den ersten Phasen des Ver-
gabeprozesses beseitigen.  



 

 

21

Planstellen in der Vergabestelle aufstockt oder fachlich, indem man die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter besser weiterbildet. 

Die Vergabestellen könnten zudem über eine Reduzierung der Komplexität des 
deutschen Vergaberechts, z.B. über eine Harmonisierung der Vergaberegelun-
gen, entlastet werden, weil deren Anwendung dann weniger Personalkapazitä-
ten binden würde. Eine solche Harmonisierung könnte überdies zu einer effizi-
enteren Gestaltung des gesamten Vergabeprozesses und damit auch zur Re-
duzierung der Hemmnisse von KMU im Vergabeprozess beitragen. So könnten 
dadurch Ausschreibungen vereinheitlicht, die nutzerfreundliche Gestaltung der 
Digitalisierung erleichtert und die Transaktionskosten der Bürokratie gesenkt 
werden. 
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Übersicht 1: Lösungsansätze zum Abbau der Hemmnisse von KMU bei der öffentlichen Vergabe 

Prozessschritt 1:  
Interesse und Suche nach geeigne-
ten Angeboten 

Prozessschritt 2: 
Prüfung der Anforderungen 

Prozessschritt 3: 
Zusammenstellung der Vergabeun-
terlagen und Angebotsabgabe 

Prozessschritt 4: 
Entscheidung der Vergabestelle 

Schaffung einer zentralen, kostenlo-
sen Online-Informationsplattform für 
alle Ausschreibungen im Unter-
schwellenbereich. Vorbild für in-
teroperable Gestaltung für verschie-
dene Verwaltungsregionen: Finnland 
(vgl. European Commission 2019). 

Vermehrt proaktives Zugehen auf für 
die Ausschreibung in Frage kom-
mende Unternehmen (z.B. durch 
stärkere Nutzung von Markerkundun-
gen). 

Verstärkte Veröffentlichung von Aus-
schreibungsplänen zur besseren 
zeitlichen und personellen Planbar-
keit der Projekte (vgl. European Com-
mission 2019). Vorbild auf europäi-
scher Ebene: "Periodic Indicative No-
tices (PIN)" zur Veröffentlichung von 
Informationen zu bevorstehenden 
Ausschreibungen (vgl. European 
Commission 2019).  

 

Sonderregelungen für innovations-
freudige Unternehmen prüfen. Bei-
spiel: Pilotprojekt Baden-Württem-
berg: Vergabe von Liefer- und Dienst-
leistungen bis zu einem Auftragswert 
von 100.000 Euro (zzgl. Umsatz-
steuer) ohne Vergabeverfahren an 
Start-Ups (vgl. Nemitz 2023). 

Referenzen, Zertifikate und weitere 
Anforderungen verstärkt dahinge-
hend prüfen, ob diese auch von KMU 
erfüllt werden können. 

Stärkere Nutzung von funktionalen 
Ausschreibungen (vgl. Konsultation 
BDI 381), bei denen gewünschte Er-
gebnisse/ Endprodukte formuliert 
werden ohne genaue Materialien/ 
Verfahren vorzuschreiben. 

 

Stärkere Nutzung von Präqualifikati-
onsdatenbanken (vorgelagerte auf-
tragsunabhängige Prüfung der Eig-
nungsnachweise in einer zentralen 
Datenbank) erspart Mehrfachein-
gabe derselben Daten (vgl. Auftrags-
beratungsstelle Baden-Württemberg 
2019). 

Vorantreiben der Digitalisierung der 
öffentlichen Verwaltung und Umset-
zung des sog. Once-Only-Prinzip.  

Prüfen, inwieweit bestehende Kon-
trollmechanismen so aufgebaut wer-
den können, dass diese auch für Aus-
schreibungen verwendbar sind (z.B. 
Berichtspflichten aus Steuerprüfung, 
CSR-Richtlinie etc.) (vgl. Holz/Icks 
2023). 

Schaffung und bessere Bekanntma-
chung von Schulungs- und Bera-
tungsangeboten für KMU. Internatio-
nale Vorbilder sind z.B. Neuseeland 
(Einführungskurse zu den Beschaf-
fungsregeln der Regierung und 
Workshops durch zentrale Beschaf-
fungsstelle) oder Dänemark (Bereit-
stellung von Informationen der däni-
schen Wettbewerbs- und Verbrau-
cherschutzbehörde auf den Websites 
udbud.dk und bedreudbud.dk) (vgl. 
OECD 2018).  

Überarbeitung der Vorschriften zum 
Zahlungsverzug könnte den KMU 
hinsichtlich Zahlungsverzögerungen 
helfen, z.B. Verkürzung der Zah-
lungsziele – wie im KMU-Entlas-
tungspaket der EU-Kommission ge-
plant.  

Nutzung von Tools wie dem Dynamic 
Purchase System (DPS) zur schnel-
leren und einfacheren Bewertung und 
nachvollziehbaren Darlegung der 
Entscheidungen. Beispiel für flächen-
deckende Nutzung des DPS: Rotter-
dam (vgl. Mercell 2023). 

Bereitstellung von Feedback zur Re-
duzierung von Unsicherheit unerfah-
rener Unternehmen (vgl. Evans et al. 
2022; Loader 2015; Tammi et al. 
2014). 

 



 

 

2
3

Fortsetzung Übersicht 1 

Vergabestellen: 

 Erhöhung der personellen Kapazitäten in den Vergabestellen. 
 Weiterbildung des Personals von Vergabestellen fördern. Beispiel: Informationsvideos und Online-Leitfäden für die Vergabebehörden über den Be-

schaffungsprozess der dänischen Wettbewerbs- und Verbraucherschutzbehörde (https://bedreudbud.dk/) 
 Stärkere Digitalisierung zur Erleichterung der Arbeit in Vergabestellen. Z.B. Einsatz von KI zur automatischen Prüfung von Vergabeunterlagen (vgl. 

Felden et al. 2023). 
 Stärkere Zusammenarbeit zwischen den Vergabestellen insbesondere auf kommunaler Ebene zur Bündelung von Kompetenzen und Austausch von 

Good-Practices. Beispiel für interkommunale Zusammenarbeit: Stadt Coburg, Landkreis Coburg sowie die kreisangehörigen Kommunen. 

Rechtlichen Rahmen: 

 Reduzierung der Komplexität des Rechtsrahmens zur Entlastung der Vergabestellen, wie beispielsweise in Österreich. Hier erfolgte die Reduzierung 
der Vielzahl von Landesgesetzen und Regelungen durch die Harmonisierung dieser in einem Bundesvergabegesetz (BVergG 2018). Auch Großbri-
tannien plant derzeit die Neugestaltung des Vergaberechts aufgrund des EU-Austritts. Auch hier ist lediglich ein einheitliches gesetzliches Regelwerk 
geplant (vgl. Fischer 2022). 

© IfM Bonn 
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5 Fazit 

Damit die öffentliche Hand wirtschaftliche Angebote erhält, müssen sich mög-
lichst viele Unternehmen an öffentlichen Ausschreibungen beteiligen. Eine wich-
tige Rolle spielen hierbei kleine und mittlere Unternehmen, weil sie den Großteil 
der Unternehmen stellen. 

Unsere Studie zeigt, dass KMU im Vergabeprozess auf vielerlei Hemmnisse 
stoßen, die letztlich dazu führen können, dass sie trotz Interesse an öffentlichen 
Aufträgen von einer Beteiligung an öffentlichen Ausschreibungen absehen. 
Probleme treten dabei in allen Phasen des Vorgabeprozesses auf: bei der Su-
che nach geeigneten Ausschreibungen, im Zuge der Prüfung der Teilnahme, im 
Zuge der Erstellung des Angebots wie auch nach der Vergabeentscheidung. 
Die Hemmnisse der KMU in Vergabeprozessen stehen im Zusammenhang mit 
übermäßigem bürokratischem Aufwand, fehlender Digitalisierung und Anwen-
derfreundlichkeit, hohen Anforderungen an die Eignung und fehlenden Informa-
tions- und Kommunikationsmöglichkeiten. 

Für viele der Hemmnisse gibt es kleinteilige Lösungsmöglichkeiten, die den Ver-
gabeprozess grundsätzlich mittelstandsfreundlicher gestalten könnten. Diese 
werden jedoch häufig nicht umgesetzt, weil die dafür notwendigen Kapazitäten 
in den Vergabestellen fehlen. Deshalb erscheint eine bessere personelle Aus-
stattung der Vergabestellen eine zentrale Stellschraube für die Lösung dieser 
Probleme. Vor dem Hintergrund des Vergabevolumens in Deutschland würde 
sich jede Investition in die Personalausstattung der Vergabestellen und die Stei-
gerung der Effizienz des Prozesses schnell amortisieren. Genauso zentral ist 
aber auch eine Harmonisierung des Rechtsrahmens. Diese würde nicht nur die 
Arbeit der Vergabestellen erleichtern, sondern würde sich auf das gesamte Ver-
gabesystem positiv auswirken. 

Eine größere Herausforderung stellt die Vereinbarkeit der Ziele der öffentlichen 
Vergabe – Mittelstandsfreundlichkeit mit hoher KMU-Beteiligung, Wirtschaftlich-
keit, nachhaltige Beschaffung (ökologisch, sozial, innovativ), Rechtssicherheit, 
effiziente und schnelle Vergabe und Digitalisierung – dar, die mit der Novellie-
rung des Vergaberechts verfolgt werden. Mit Blick auf die Mittelstandsfreund-
lichkeit zeigen sich insbesondere Probleme, wenn das Ziel der nachhaltigen Be-
schaffung gestärkt werden soll. Denn um eine rechtssichere nachhaltige 
Vergabe sicherzustellen, muss die Vergabestelle diese Kriterien bei der 
Vergabe berücksichtigen und entsprechende Nachweise von den Bietern for-
dern. Dies erhöht sowohl die Kosten als auch den bürokratischen Aufwand für 
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KMU, der schon jetzt als zu hoch empfunden wird. Dadurch verringert sich wie-
derum die Bereitschaft, an öffentlichen Ausschreibungen teilzunehmen. 

Um zu verhindern, dass sich die bestehenden Hemmnisse für die KMU im Ver-
gabeprozess weiter verschärfen, wäre es sinnvoll, zunächst die Mittelstands-
freundlichkeit zu stärken, bevor strategische Ziele wie die nachhaltige Beschaf-
fung fokussiert werden. Dies scheint besonders mit Blick auf die sinkende Zahl 
der Unternehmen bedeutsam, die sich aufgrund der bestehenden Hemmnisse 
überhaupt noch um öffentliche Aufträge bemühen. 

Eine alternative Möglichkeit, die Mittelstandsfreundlichkeit und die nachhaltige 
Vergabe miteinander in Einklang zu bringen, wäre, auf Nachweise und Referen-
zen in Bezug auf Nachhaltigkeit zu verzichten. Allerdings würde diese bürokra-
tische Entlastung für die Unternehmen dazu führen, dass Vergabeentscheidun-
gen weniger rechtssicher wären. Am Beispiel anderer Staaten mit innovations-
freudiger öffentlicher Beschaffung zeigt sich jedoch, dass dieses Vorgehen ein 
funktionierendes Modell sein kann. 
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6 Anhang 

Übersicht A1: Losgrößen 

Nach § 97 Abs. 4 GBW sind Leistungen in der Menge aufzuteilen (Aufteilung 
in Teillose) und getrennt nach Art oder Fachgebiet (Fachlose) zu vergeben. 
Dadurch soll KMU der Zugang zu öffentlichen Aufträgen erleichtert werden 
und somit gleichzeitig der Wettbewerb im Markt sichergestellt werden (vgl. 
European Commission 2019).  

Nur sehr wenige wissenschaftliche Studien haben bisher allerdings empirisch 
untersucht, ob die Losbildung tatsächlich die Wahrscheinlichkeit erhöht, dass 
sich KMU häufiger an öffentlichen Ausschreibungen beteiligen und diese ge-
winnen. 

In einer aktuellen Studie untersuchen Hoekman und Tas (2022) basierend auf 
Daten über öffentliche Ausschreibungen aus 32 europäischen Ländern aus 
den Jahren 2016 und 2017 den Zusammenhang zwischen der Losaufteilung 
und KMU-Beteiligung an öffentlichen Ausschreibungen. Sie finden heraus, 
dass die Losbildung zwar mit einer höheren Partizipation von KMU einhergeht, 
diese aber nicht die Wahrscheinlichkeit erhöht, dass KMU die Ausschreibun-
gen auch tatsächlich gewinnen. Ferner zeigen die Ergebnisse, dass das Auf-
tragsvolumen der Lose dafür entscheidend ist, wer den Zuschlag erhält. Für 
kleinere Lose (Auftragsvolumen < 25.000 €) steigt die Wahrscheinlichkeit, 
dass KMU den Zuschlag erhalten. Ist das Auftragsvolumen der Lose aller-
dings hoch, erhöht dies nicht die Chancen für KMU. Das Auftragsvolumen der 
Lose spielt folglich eine größere Rolle als die Losaufteilung per se.  

Glas und Eßig (2018) kommen zu ähnlichen Ergebnissen. Auch ihre Ergeb-
nisse deuten darauf hin, dass ein größeres Auftragsvolumen mit einer gerin-
geren Wahrscheinlichkeit einhergeht, dass KMU den Zuschlag erhalten. Die 
Losaufteilung an sich, gemessen an der Anzahl der Lose, beeinflusst hinge-
gen nicht signifikant die Wahrscheinlichkeit, dass KMU den Zuschlag erhalten. 
Da die Ergebnisse von Glas und Eßig (2018) allerdings aus-schließlich auf 
Daten einer einzigen deutschen Vergabestelle basieren, sind diese nur einge-
schränkt übertragbar und müssen mit Vorsicht interpretiert werden. 

In Deutschland wird die konkrete Umsetzung der Losaufteilung aus Sicht der 
Unternehmen und Vergabestellen allerdings weiterhin kontrovers diskutiert. 
Dies zeigt die Frage 12 der öffentlichen Konsultationen, in welcher eine mög-
liche Flexibilisierung des Losgrundsatzes angesprochen wird. Viele Beteiligte 
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wünschen sich keine Änderung des bestehenden Losgrundsatzes, während 
sich ein weiter großer Teil für eine Flexibilisierung des Losgrundsatzes in be-
stimmten Bereichen oder für bestimmte Vorhaben ausspricht (z.B. im Ver-
kehrsbereich oder im IuK-Sektor). Es wird u.a. erwähnt, dass die deutsche 
Fassung der europäischen Rechtsnorm streng interpretiert wird. Hier wird auf 
liberalere Fassung nach Art. 46 der Richtlinie 2014/24/EU hingewiesen. 

„Insbesondere im IuK-Sektor wird eine Flexibilisierung des Losgrund-

satzes deshalb zielführend und daher schon längere Zeit wünschens-

wert sein, weil durch die Aufteilung der Vergabe von Gesamtsystemen 

Lose zur künstlichen Schaffung von Schnittstellen zwischen eng mitei-

nander verwobenen IuK-Systemteilen (Komponenten wie bspw. Hard-

ware, Software, Dienstleistung) und damit zur Komplexitätssteigerung 

statt zur Vereinfachung beitragen können.“ (VOICE, 423) 

„Im Verkehrsbereich sollte es keinesfalls eine Vorgabe zum Aufteilen 

von Aufträgen in Lose geben.“ (EVG, 303) 
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